
rnüsse Widtiger sei jedoch, was an wirt- 
schaftlichen und finanziellen Vorteilen für 
die Stadt und damit für den Bürger heraus- 
komme, ohne daß die Kunden der Stadt- 

Nach den Ausführungen des Burgermei-' 
s t e n  habe das Gutachten einer Wirt- 
schaft~priifungsgesellschaft erhebliche 
wirtschaftliche, finanzielle und steuerliche 
Vorteile bestätigt. Außerdem sei das von 
der Gemeindeordnung geforderte .wichti- 
ge Interesse der Gemeinde' zu bejahen. 
Dr. Christensen verwies auf größere un- 
ternehmerische Flexibilitat mit einer Ver- 
besserung der Wettbewerbfahigkeit auf 
den Energiebeschaffungs- und -absah- 
märkten, auf eine günstigere Gestaltung 
der bereits bestehenden interkommunalen 
Zusammenarbeit mit den ~ ~ ~ - , b ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ -  
den, auf eine Steuerersparnis von ca. 
200 000 DM durch eine niedrigere Ertrags- 
dteuerbelastung der ausgewiesenen Kapi- 
taiveninsung sowie auf die Möglichkeit 
zusatzIlcher Konzessionsabgaben für die 
Fernwärme in Höhe von 840 000 DM, weil 
die GmbH. bei dem für die Berechnung 
der Konzessionwbgabe erforderlichen ~ i ~ -  
destgewinn Steuerlich niedriger belastet 
werde als ein Eigenbetrieb. ~i~ ~ ~ ~ ~ i ~ d ~  
behalte ihren Einfluß durch ihre Vertreter 
in der Gesellschafterversammlung und im 
Aufsichtsrat. Es bleibe auch das Wei. 
sungsrecht der Gemeinde. 

Energisch trat Dr. Christensen dem 
.durch unvollkommene oder bewußt nicht 

'aufgenommene Informationen' erweckten 
Eindruck entgegen. .als ob hier seitens 
der Stadt Dlnge beschlmsen werden, die 
besser nicht beschl-en werden sollten'. 
Folgende Punkte hob er hervor: 

Behauptung: Das werfe dar gesamte 
bisherige Energlekonzept um. Antwort: 
.Seit 30 Jahren4 tist dle &mrglepoUtlk 
der Stadtwerke vorgeqeichnet durch 

lung der Versorgung aer ~ f i g e r  mit Strom 
und Fernwärme. Es werde keine Gewinn- 
maximierung angestrebt, aber die Stadt 
könne eine angemessene Verzinsung 1 ep 
investiertcin Kapitals erwarten. Au* $er 
öffentliden Hand könne man ni&t ver- 
wehren, s i d  einer Redtsform zu bedienen, 
die zu besseren Erträgen führt. Das sei 
kein Steuertridc, sondern eine untemehme- 
risdie Entsdieidung, die von der CDU- 

werke höhere Preise zu zahlen haben. Die 
legitime Steuerersparnis von 200000 DM 
sei zwar beim Gesamtumsatz der Stadt- 
werke .winzig klein', aber sie bedeuten 
im Haushalt, da0 man sich um 2 Mill. DM 
höher verschulden könne, um notwendige 
Infrastrukturmaßnahmen zu treffen. Schu- 
mann nannte den Pflegeheim-Neubau und 
das geplante Berufsschulzentrum. Ein wei- 
terer großer Vorteil ergebe sich im Hin- 
blidc auf die Erwirtschaftung einer zusah- 
lictien Konzessionsabgabe von rund 8.40 000 
DM als Folge einer niedrigeren Steuerbe- 
l a ~ t u n g  -ohne einen Pfennig Tarifanhebung 
für die Kunden'. Eindeutig sagte Sdumann 
zu, daß mit der größeren Flexibilität nur 
erreicht werden solle, das Unternehmen an 

1 möglichen uberregionalen Zugriffen zu 
entziehen und auf keinen Fall eine Privati- 
sierung und Verselbständigung zu dulden. 
Der Einfluß der gewählten Vertreter der 

Behauptung: werde der Privatisie- 
mng vonchob geleistet. Antwort: .Das 
ist absurd. Kein Mensch denkt daran, 
das 100prozentige Kapital der Stadt In 
den stadtwerken zu verkaufen oder an- 
dere Energiekonzerne daran teil- 
haben zu lassen.' 

Die jetzige der 
der Bürgermeister weiter, bedinge die Or- 
ganisationsform des 
wobei weiterhin die Beachtung des Ge- 
meinwOhls Leitgdanke für die Arbeit 
bleibe. Man habe sich die Umwandlung 
auch überlWt. Schon seit 191 1/13 
Seien unter dem Begriff Stadtwerke zwei 
GmbH tätig gewesen. =Nur in der 
NS-Zeit@ veranlaßt durch das Führerprinzif' 
Und einem* wenn auch bereits moder- 
nisiertenl Regi*enken heraus die 
nung über die Eigenbetriebe 
wurde, konnte durch einen Federstrich des 
damaligen Oberbürgermebters die Um- 
wandlung in den Eigenbetrieb ab 1. 1.1945 
Vorgenommen werden.' Außerdem habe 
man bereits 1956 Uberlegungen für eine 
Betriebssatzung moderner Art angestellt 
und auch die alten GmbH.-Systeme unter- 
sucht. Zu jener Zeit habe die Bilanzsumme 
der Stadtwerke auch nuT ca. 23 Mill. DM 
betragen, Ende 1981 sei es jedoch mehf. 
als das Zehnfache gewesen. Sohließlich.sei 
es völlig legal, mit der Anderung eine 
bessere Ausnutzung der Ertragsfählgkeit 
des Kapitals zu erreichen, .ohne daß der 
Bürger belastet wird'. 

Fllr alle Praktlonsvertreter Lm Werkaut  
schuß unterstrich auch Stadtrat Schumann 
das Ergebnla des *Gutachtens der Wirt- 
schaftsberahngsgesellsdiaft h h  -und wies 

Die Meinung der Fraktionen 

Stadt bleibe voll erhalten. .Dur& die Ge- 
sells+afterversam.dung und durch den 
Aufsichtsrat - beide bleiben personell mit 
den Fraktionen verklammert - wird auch 
künftig die Koordination und der Einklang 
der Unternehmenspolitik mit der kommu- 
nalpolitischen Grundauffassung siherge- 
stellt sein.' 

Abschließend sagte Schumann, daß es 
Tarifanhebungen in der Vergangenheit ge- 
geben habe und aucti künftig geben 
n ~ a s  ist von uns nictit zu beeinflussen,- 
rarifanhebungen aus der um- 
wandlung seien aus jetziger Sicht ausge- 
sctilossen, icti halte sie auch für die 
zukunft fiir nicht gehe auch 
.iht um .neue ~ ~ ~ ~ ~ h ~ ~ ~ f ~ ü ~ d c ,  es gehe 
weder jetzt noch in Zukunft um Tantiemen 
fur  ~ ~ f ~ i c h ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ ~ l i ~ d ~ ~ ,  .denn diese 
sind bei einer ~ ~ ~ ~ l l ~ c t i ~ f ~  überhaupt 
,,blich und bei uns schon gar nicht-. 

einstimmige Ratsbeschliisse. So wird es 
auch weiterhin bleiben, und zwar der 
Allgemeinheit dienend. Damit ist jedes 
Gerede von einem Verlassen des ,Mo- 
dells Flensbnrg' b6swillig.' 

8 e h a ~ -  Der die KO-n~ 
trolle 'entzogen. Antwort: .Nach der 
Gemeindeordnung ist die Ratsvenamm- 
lung jedenelt in der Lage, Beschlllsse 
zu fassen, dle dle Elgengesellschaft bin- 
den. Auch bleibt die Kontrolle des lan- 
desrechnungshofes und die ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ f .  

Sicht des Landes erhalten.' 

Für die SPD-Fraktion fügte Sdiumann 
an. daß .wir voll hinter dem Umwand- 
lungsbeschluß stehen. und zwar einstim- 
mig'. Man halte die Verfahrensweise für 
richtig und sei überzeugt, die richtige Ent- 
Scheidung im Interesse der Bürger für ihr 
eigenes Unternehmen, aber a u d  für ihre 
Stadt zu treffen. 

Die Zustimmung auch der CDU-Fraktion 
sicherte Ratsherr Uwe C. Hansen zu, der 
damit seine erste Rede im Stadtparlament 
hielt. Das Unternehmensziel der Stadt- 
werke sei die kostengünstigste Sicherstel- 

bel dieser Gelegenheit ebenso scharf die 
Vorwürfe gegen dle Stadt zuriidr. Flens- 
burg sel jetzt alleiniger Eigner der Stadt- 
werke und werde auch künftighin Eigner 
der Gesellschaft bleiben. .In diesem ZU- 
sammenhang Ist festzustellen, da6 die jetzt 
fur die Stadtwerke gfiltlge EigenbetriebSm 
verordnung schon weitestgehend die Ver- 
fahrenswelse regelt. dle bel e h e r  Eigen- 
gesellsd~aft llblich ist.' 

Wie Sdumann dürfte es 
tend sein, daß bei der Größenordnung der 
Stadtwerke fur die Gesctiäftsführung eine 
noch größere Verantwortung gegeben sein 

Fraktion ausdrücklih begrüßt werde. Als 
gewählte Vertreter der Stadt habe man die 
Pflicht, den kostengünstigsten Rahmen für 
die wirtschaftliche Betätigung der Stadt- 
werke zu finden, vor allem in Anbetracht 
der gegenwärtigen Finanzlage. Die Kritik, 
daß der 'politisctie Einfluß auf die Stadt- 
werke sctiwinden würde, führe ins Leere, 
sagte Hansen. Es werde aucti kein Paket 
gesctinürt, das den Verkauf der Stadt- 
werke erleichtern würde. Man berüdtsicti- 
tige im Gegenteil das Interesse aller Bür- 
qer an der Erhaltuna ihres leistunosfähiaen 
Ünd wirtschaftlich gesunden ~nteGehmgns.  

Au& für die SSW-Fraktion kritisierte 
Stadtr Paul Hertrampf die Form der Re- 
aUlon%tn der  Offefentllchkeit und betonte. 
daß man*solchen Angriffen entgegentreten 
müsse. Allerdings sei auch nicht ,die beste 
Art der Verbraucherinformation' betrieben 
worden. Man hätte die Bevölkerung rectit- 
zeitig informieren sollen. Das einzige Ziel 
sei es, die Vorteile für die Stadt wirksam . 
werden zu lassen. Die Tarifpolitik werde 
aucti künftig von der Ratsversammlung be- 
stimmt. .Ich habe keine Zweifel, daß dies 
gewährleistet ist.' bewe. 

3) 


